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Vorwort 

Der Verfassungsstaat steht inmitten eines dynamischen Prozesses der Euro-
päisierung und Globalisierung. Die sich damit offensichtlich verändernden 
politischen Rahmenbedingungen staatlichen Handelns und Entscheidens sind 
nicht selten Anlaß, verfaßte Staatlichkeit und staatliche Verfassung in ganz-
heitlicher, verschiedene Wissenschaftsdisziplinen verbindender Betrachtung 
zu relativieren. Die vorliegende Untersuchung fragt indes auf der Grundlage 
einer prinzipiellen Trennung von Sein und Sollen nach der verbleibenden spe-
zifisch rechtswissenschaftlichen Bedeutung der wichtigsten Rechtsbegriffe 
und -prinzipien verfaßter Staatlichkeit, welche die aktuelle Entwicklung zu 
verarbeiten haben, ohne daß aus dem Seinstatbestand intensiver Integration 
unbedacht auf ihren normativen Gehalt geschlossen werden dürfte. Die Ar-
beit wurde von der Juristischen Fakultät der Ruprecht-Karls-Universität 
Heidelberg im Sommersemester 2003 in der vorliegenden, punktuell überar-
beiteten Fassung als Habilitationsschrift angenommen. 

Mein Dank gilt an erster Stelle meinem verehrten akademischen Lehrer, 
Herrn Prof. Dr. Paul Kirchhof. Er hat die Anregung zu dieser Untersuchung 
gegeben, sie stets aufmerksam und mit wertvollem wissenschaftlichen Rat be-
gleitet, mich menschlich einfühlsam unterstützt und die Arbeit schließlich 
wohlwollend begutachtet. Darüber hinaus hat er mich in den Jahren meiner 
Tätigkeit an seinem Heidelberger Lehrstuhl fachlich wie persönlich in einer 
Art und Weise gefördert, die man sich nicht besser hätte wünschen können. 
Auch Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Rüdiger Wolfrum vom Heidelberger Max-
Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht danke 
ich herzlich für das äußerst freundliche Zweitgutachten. Schließlich möchte 
ich Herrn Dr. Gillig für die ehrenvolle Aufnahme des Werks in die Reihe JuS 
Publicum danken. 

Erfurt, im Dezember 2004 Christian Seiler 
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Einleitung: 

Staats- und verfassungsrechtliche Rückwirkungen 
der überstaatlichen Einbindung des Verfassungsstaates 

„Die Epoche der Staatlichkeit geht jetzt zu Ende. Darüber ist kein Wort mehr 
zu verlieren."1 Diese Prognose Carl Schmitts ist schon lange aktuell2 und 
doch immer noch nicht Realität geworden. Allerorten werden zunehmende 
Auflösungstendenzen der Staatlichkeit festgestellt. Sie betreffen zum einen 
die innere Sichtweise des Staates.3 Aktuelle Rechtsentwicklungen, etwa der 
Kooperation, der Privatisierung oder des informalen Verwaltungshandelns, 
haben das Problem effektiver Steuerungskraft des Staates wie seines Rechts 
zum Gegenstand. Gerade damit setzen sie jedoch beide voraus. Sie lassen sich 
daher ungeachtet differenzierter einzelner Rechtsinhalte dem Grundsatz nach 
noch immer in die herkömmlichen Kategorien verfaßter Staatlichkeit einglie-
dern. Folgenreicher erscheinen demgegenüber - und werden deswegen nach-
folgend allein betrachtet - die Rückwirkungen des dynamischen Fortganges 
der überstaatlichen4, das heißt internationalen und europäischen Rechtsent-
wicklung auf den an ihr beteiligten und in sie eingebundenen Verfassungs-
staat. Der Staat hat sich vom einheitlichen zum „offenen"5 Staat gewandelt 
und ist heute „überstaatlich bedingt"6. Gelegentlich wurde dieser Befund so-
gar schon zum Anlaß genommen, seine Existenzberechtigung in Frage zu 
stellen.7 Ehedem Selbstverständliches ist neu zu überdenken. 

1 C. Schmitt, Der Begriff des Politischen, Vorwort zur Neuauflage 1963, S. 10. Gemeint ist 
der Staat als Träger des „Monopols der politischen Entscheidung". 

2 Ubersicht zu den staatsbezogenen Endzeitvisionen seit Beginn des 20. Jahrhunderts bei 
Quaritsch, Staat und Souveränität (1970), S. 11 ff.; die Aufzählung ließe sich mühelos um jün-
gere Belege anreichern. 

3 Vgl. bereits Forsthoff, Der Staat der Industriegesellschaft, S. 158 ff. (165): Als Folge ihrer 
Verschmelzung mit der Industriegesellschaft entspreche die Bundesrepublik nicht mehr den 
seit Jahrhunderten geltenden Kriterien der Staatlichkeit. 

4 Der Begriff „überstaatlich" soll als Völker- und Europarecht umfassender Oberbegriff 
dienen. Er wird allein aus Gründen sprachlicher Vereinfachung gewählt, ohne Entstehungs-
grund, Rangfrage, Wirkungsweise oder einzelne Inhalte vorzuzeichnen. 

5 Grundlegend Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für eine interna-
tionale Zusammenarbeit, S. 33 ff.; ferner Di Fahio, Das Recht offener Staaten; Hobe, Der of-
fene Verfassungsstaat zwischen Souveränität und Interdependenz. 

6 von Simson, Die Souveränität im rechtlichen Verständnis der Gegenwart, S. 186 ff. 
7 Auf den Punkt gebracht im (provozierenden) Buchtitel von Saladin, Wozu noch Staaten? 
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Deutlich nachdrücklicher fallen viele Stellungnahmen zur staatlichen Sou-
veränität aus. Dieser einstmals übersteigerte Begriff, der deshalb dem Verfas-
sungsrechtler verdächtig scheint8 und den Völkerrechtler zumindest mit einer 
Art Haßliebe erfüllt9, wird nun nicht selten als eine der Vergangenheit an-
gehörige Kategorie angesehen.10 Kennzeichnend für die Diskussion ist, den 
Souveränitätsbegriff primär negativ zu diskutieren, das heißt ihn in Frage zu 
stellen und seinen Grenzen nachzugehen, nicht ihn positiv zu bestimmen.11 

Auf diese Weise droht indes die Suche nach einem etwaigen verbleibenden 
Funktionsgehalt der Souveränität in den Hintergrund gedrängt zu werden. 
Sinnvoller erscheint eine umgekehrte Vorgehensweise, welche versucht, die 
geschichtlich erarbeitete gedankliche Substanz des Begriffs zu bestimmen und 
diese im Lichte des heutigen Rechts zu hinterfragen oder jedenfalls in seine 
Zusammenhänge zu übersetzen. Die Grenzen der Souveränität werden dann 
gleichsam von innen, nicht von außen gezogen - ein Vorgehen, das dem Staat 
womöglich weniger an realer Machtfülle beläßt als mancher souveränitätskri-
tische Ansatz. 

Staat und Souveränität können aus verschiedener, namentlich historischer, 
philosophischer, soziologischer oder politologischer Perspektive erforscht 
werden. Das beide eigentlich prägende Element ist jedoch - so der Kernge-
danke der nachfolgenden Untersuchungen - das Recht. Demgemäß sollen sie 
vorliegend als Gegenstand ausschließlich der Rechtswissenschaft und mit al-
lein juristischem Erkenntnisinteresse betrachtet werden. Auf der Grundlage 
einer prinzipiellen Trennung von Sein und Sollen bedeutet dies, ihren recht-
lichen Gehalt nicht unbedacht aus ihren tatsächlichen Erscheinungsformen 
abzuleiten, insbesondere nicht allein aus dem Faktum intensiver überstaat-
licher Einbindung auf eine veränderte juristische Bedeutung von Staat und 
Souveränität zu schließen.12 Allerdings ist das Recht nicht blind für seine 
außerrechtlichen Bezüge. Ausschlaggebend ist stets die juristisch zu beant-
wortende Frage, ob und inwieweit das positive Recht sie aufnimmt. In diesem 
Sinne sollen die Erkenntnisse anderer Wissenschaften nachfolgend nur einbe-
zogen werden, sofern sie Rückschlüsse auf den Inhalt des Rechts erlauben. 
Insbesondere wird, auch wenn einzelne Vorfragen in ihrem Lichte zu beant-
worten sein werden, keine allgemeine Staatslehre angestrebt und keine inter-

8 So etwa Kriele, Einführung in die Staatslehre, S. 121 ff.: im gewaltengegliederten Verfas-
sungsstaat gebe es keine Souveränität. 

9 Formulierung von Simma, EuGRZ 1977, S. 235. 
10 Exemplarisch und besonders deutlich Denninger, JZ 2000, S. 1121 (1125); Habilita-

tionsschriften über die Souveränität seien heute überflüssig (S. 1126). Auch diese Einwände 
sind nicht neu; siehe bereits die Darstellung kritischer Stimmen bei Heller, Die Souveränität, 
S. 23 ff. 

11 Häberle, AöR 92 (1967), S. 259 (264). 
12 Die aktuelle Diskussion wählt nicht selten eine eher ganzheitliche, Normatives und 

Faktisches verbindende Perspektive und gelangt ausgehend von einem andersartigen Erkennt-
nisinteresse zu anderen Ergebnissen. Vgl. jüngst zur Hamburger Staatsrechtslehrertagung Ko-
kott, VVDStRL 63 (2004), S. 7 ff.; Vesting, VVDStRL 63 (2004), S. 41 ff. 
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disziplinäre Zielrichtung eingeschlagen.13 Innerhalb der gewählten juristi-
schen Perspektive soll das verfassungsrechtliche Erkenntnisinteresse domi-
nieren. Die zentrale Fragestellung widmet sich also gerade dem Verfassungs-
staat, weshalb neben seiner Staatlichkeit und Souveränität vor allem die 
Grundprinzipien der Verfassungsordnung zu betrachten sein werden. Als 
weiteres Ziel der Untersuchung soll die nicht selten in ihrem eigenen Binnen-
system verbleibende völker- und europarechtliche Diskussion um die Per-
spektive ihrer innerstaatlichen Auswirkungen angereichert werden. Dabei 
sind - so eine noch zu erhärtende Prämisse - Innen- und Außensicht der 
Staatlichkeit von vornherein im Modell souveräner Staatlichkeit verbunden, 
und rücken - so eine gleichfalls noch zu belegende Annahme - Verfassungs-, 
Völker- und Europarecht heute derart eng zusammen, daß ersteres nicht mehr 
ohne die beiden letzteren verstanden werden kann, diese aber umgekehrt ihre 
Rückwirkungen auf die Verfassungsstaatlichkeit bedenken sollten. Völker-
und Europarecht werden also vorrangig daraufhin zu befragen sein, inwiefern 
die Grundlagen von Staat und Verfassung für verfassungsrechtliche Zwecke 
Bestand haben können, daneben auch, wie sie deren bewahrenswerte Grund-
gedanken eigenständig sichern und fördern können. 

Ein Kernanliegen dieser Studie ist es, die besondere Verbundenheit von Staat 
und Recht systematisierend zu verdeutlichen. Es gibt keinen „Staat an sich" 
und kein „Wesen des Staates". Erst recht darf nicht der historische Staat einer 
Epoche zum Inbegriff des Staatlichen erklärt werden.14 Allenfalls lassen sich 
einzelne idealtypische Regelmäßigkeiten der Staatlichkeit feststellen. Der ein-
zelne Staat jedoch ist geschichtlich geprägt und verändert sich beständig. Ge-
rade diese Wandelbarkeit ist - wie noch darzulegen sein wird - als schlichte Fol-
ge der Beweglichkeit des Rechts, genauer einer Vielzahl einzelner Rechtsin-
halte, kennzeichnend für die Staatlichkeit. Deswegen berührt - so soll gezeigt 
werden - die internationale und europäische Rechtsentwicklung weder die 
Staatsqualität noch die Souveränität eines Staates (solange er nicht als solcher 
untergeht), verhält sich also im Rechtssinne vollständig neutral zur souveränen 
Staatlichkeit. Diese These mag, jedenfalls soweit sie sich auf die schillernde 
Größe Souveränität erstreckt, dem einen Leser als Provokation, dem anderen 
als Selbstverständlichkeit erscheinen. Bei näherer Betrachtung zeigt sich indes, 
daß eine verrechtlichte, gewissermaßen normativ gebändigte Souveränität ge-
meint ist, die kaum praktische Konsequenzen nach sich zieht, was ersteren be-
ruhigen, letzteren enttäuschen mag. Hintergrund dessen ist eine - noch zu ver-
deutlichende - strikte Unterscheidung von formaler, normlogischer Struktur 
und einzelnen Rechtsinhalten, welche die beiden Ebenen aller nachfolgenden 
Untersuchungen vorgibt. Auf dieser Grundlage dürfen weder souveräne Staat-

13 Kritisch zur interdisziplinären allgemeinen Staatslehre Möllers, Staat als Argument, 
S. 418 ff. 

14 Dies gilt namentlich für den deutschen Staat des Spätkonstitutionalismus, dessen kon-
krete Erscheinungsform über die Auseinandersetzung mit der damaligen Staatsrechtslehre in 
die Gegenwart ausstrahlt. 
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lichkeit und konkrete Rechtsfrage voreilig vermengt noch Staat und Recht als 
Gegensatz verstanden werden. Beide sind vielmehr jeweils rechtlich in Bezie-
hung zueinander zu setzen. Dieses Souveränitätsverständnis verschiebt die 
Analyse der Rückwirkungen überstaatlichen Rechts auf den Verfassungsstaat, 
die sich vom Grundsätzlichen auf die Ebene konkreter Rechtsfragen verlagert. 
Die Souveränitätsfrage wird zwar nicht bedeutungslos, ist jedoch nicht mehr 
der eigentliche Streitpunkt. Begriffliche Abgrenzungen wie einstmals jene zwi-
schen Staatenbund und Bundesstaat werden zweitrangig. Eine nähere Untersu-
chung der einzelnen Rechtsprinzipien legitimer Hoheitsgewalt soll sodann zei-
gen, daß die Normstrukturen im Prozeß der internationalen und speziell euro-
päischen Integration des Staates dem Grundsatz nach unverändert bleiben, sich 
jedoch viele einzelne Rechtsinhalte ändern. Bemerkenswerterweise nähern sich 
in diesem Wandlungsprozeß - was zu belegen sein wird - zahlreiche Inhalte 
verfassungsstaatlichen und überstaatlichen Rechts einander an. Die verschiede-
nen Ebenen der Hoheitsgewalt rücken auf diese Weise enger zusammen. Die 
Internationalisierung und Europäisierung der Verfassungsstaatlichkeit er-
scheint im Ergebnis weniger spannungsreich als zunächst angenommen werden 
könnte. Allerdings gilt dies nicht ausnahmslos. Insbesondere stellt sich die Fra-
ge nach einem angemessenen Maßstab des Ausgleichs zwischen der demokrati-
schen Rückbindung der Hoheitsgewalt an das autonome Individuum einerseits 
und einer häufig an sachgesetzlichen Kriterien ausgerichteten überstaatlichen 
Aufgabenwahrnehmung andererseits. Diese Frage, nicht jene nach der Souverä-
nität, gilt es als die zentrale Kernfrage künftigen Ringens um eine legitime Ord-
nung der Hoheitsgewalt herauszustellen. 

Das gewählte Erkenntnisinteresse legt eine Vorgehensweise in zwei Teilen 
nahe. Zunächst sind in einem ersten Teil die Grundlagen der Untersuchung zu 
legen, das heißt Staatlichkeit, Souveränität und typusprägende Rechtsprinzi-
pien des Verfassungsstaates näher zu bestimmen. Gezeichnet werden soll ein 
modellhaftes Bild vom Verfassungsstaat, das gewissermaßen am fiktiven „Vor-
abend" der Globalisierung ansetzt, also die Besonderheiten seiner überstaat-
lichen Einbindung noch außer acht läßt. Dieser erste Teil umfaßt einen knap-
pen Längsschnitt durch die Geschichte und einen ordnenden Querschnitt der 
Grundstrukturen verfaßter Staatlichkeit. 

Der einführende Überblick über die Geschichte der Staatsidee (§1) geht 
vom Grundverständnis historischer Bedingtheit aller Staatlichkeit aus. Die 
Staatsidee läßt sich nicht allgemeingültig festschreiben. Als Ergebnis einer 
langen geschichtlichen, vom eigenen Kulturkreis geprägten Entwicklung ist 
sie zum jeweiligen historischen Zeitpunkt neu zu bestimmen. Dabei baut jede 
Fortentwicklung der Staatlichkeit auf dem Vorgefundenen auf und tradiert 
wesentliche Bestandteile des Bisherigen in die Zukunft, auch wenn dies den 
Handelnden häufig nicht bewußt sein mag. Der theoretische Akt der Verfas-
sunggebung zeigt sich auch und vor allem als Verfassungweitergebung.15 Das 

15 Kirchhof, DVB1. 1999, 637 (638). 
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Individuum hat zumeist nicht selbst zur Gründung seines Staates beigetragen, 
sondern wird in ihn hineingeboren. Die Geschichte formt die äußere und in-
nere Struktur von Staat, Souveränität und Recht.16 Demgemäß steht auch die 
Bundesrepublik Deutschland in historischer Kontinuität. Das Grundgesetz 
hat das ihm vorausliegende Gedankengut als „Gedächtnis der deutschen De-
mokratie"17 in sich aufgenommen, sich dabei aber nicht für eine bestimmte hi-
storische Traditionslinie allein entschieden, sondern verbindet mehrere von 
ihnen zu einem Verfassungsganzen, was ihre Aussagen relativiert und zur 
Vorsicht bei der Exegese mahnt, gelegentlich auch nur eine Negativauslese ge-
stattet. 

Sodann sind die abstrakten Grundstrukturen rechtlich verfaßter Staatlich-
keit und verfassungsstaatlichen Rechts zu einem unterstellten, der Globalisie-
rung wie der europäischen Integration vorausgehenden Punkt historischer 
Evolution idealtypisch zu skizzieren (§ 2). Den derart vereinfacht dargestell-
ten Staat hat es in dieser reinen Form selbstverständlich ebensowenig gegeben 
wie den angenommenen Zeitpunkt. Beide sollen allein als Ausgangspunkt ei-
ner Staat und Recht analytisch differenzierenden und sogleich in systematisie-
renden Bezug zueinander setzenden Untersuchung dienen, die jedoch hinrei-
chend offen bleiben muß, um das Modell den historisch je wechselhaften Er-
scheinungsformen von Staatlichkeit anpassen zu können. Im einzelnen sind, 
ausgehend von der Einsicht, daß nicht jeder Staat ein Verfassungsstaat ist, 
diese beiden Begriffe zunächst abzugrenzen (I.), sodann die ersteren (II.), 
schließlich die letzteren (III), kennzeichnenden Elemente herauszuarbeiten. 
Mit Blick auf das gewählte verfassungsrechtliche Erkenntnisinteresse soll da-
bei der deutsche Staat Modell stehen, mit Blick auf die nachfolgend zu erör-
ternde Begegnung mit internationalen Sachverhalten zugleich eine hinrei-
chend abstrakte Betrachtungsweise gewählt werden, die gewisse allgemeine 
Erkenntnisse für den Typus Verfassungsstaat erlaubt. 

Der zweite Teil widmet sich der überstaatlichen, das heißt inter- und 
supranationalen Einbindung des Verfassungsstaates. Zuerst ist nach seiner 
rechtlichen Stellung in der Staatengemeinschaft zu fragen (§ 3). Die aktuelle 
Rechtsentwicklung des Völkerrechts ist zu beobachten (I.), in groben Zügen 
historisch einzuordnen (II), sowie nach etwaigen Rückwirkungen auf die sou-
veräne Staatlichkeit und das Verfassungsdenken zu befragen (III.). Hiernach 
richtet sich der Blick auf die europäische Integration (§ 4), die als eigenständi-
ger Spezialfall überstaatlicher Einbindung daraufhin zu untersuchen ist, ob 
und inwiefern sich die im globalen Zusammenhang beobachteten Entwick-
lungen dort wiederholen und gegebenenfalls verdichten. Zu diesem Zwecke 
werden ihre prägenden Kennzeichen zu benennen (I). und ihre rechtlichen 

16 Zur geschichtlichen Bedingtheit der Staatlichkeit bereits R. Schmidt, Allgemeine Staats-
lehre, 1. Band, S. 34 ff.; siehe auch Bäumlin, Staat, Recht und Geschichte. Sie zu erkennen, be-
wahrt vor begriffsjuristischen Konstruktionen; vgl. von Gierke, Labands Staatsrecht und die 
Deutsche Rechtswissenschaft, S. 18 ff. 

17 Kirchhof.; DVB1. 1999, 637 (638). 
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Strukturen zu analysieren (II), sein, um auf diese Weise ihre spezifische Son-
derstellung „zwischen" Völker- und (traditionellem) Verfassungsrecht, ge-
nauer ihre wechselnden punktuellen Ähnlichkeiten zu je einem von beiden zu 
verdeutlichen (III.)- Schließlich bleibt auf der Grundlage der so gewonnenen 
Erkenntnisse zu fragen, wie gegebenenfalls bestehende Spannungslagen von 
staatlicher und überstaatlicher Hoheitsgewalt aufgelöst oder jedenfalls abge-
mildert werden können (§ 5). Im Einklang mit den obigen Thesen dieser Un-
tersuchung wird dabei in erster Linie nach einem angemessenen Ausgleich 
von demokratischer Rück- und überstaatlicher Einbindung zu suchen sein, 
der seinen Maßstab womöglich in einem eigenständig zu interpretierenden 
Subsidiaritätsgedanken finden könnte. Ein solcher Ausgleich wird vermutlich 
erst ansatzweise rechtlichen Ausdruck gefunden haben, im übrigen eher auf 
die Perspektive künftiger Rechtsentwicklungen verwiesen bleiben, welche der 
besonderen Funktion des Staates als sein Staatsvolk international repräsentie-
rende Institution gerecht werden sollten. 



Erster Teil: 

Souveräne Staatlichkeit und Recht 

§1: Die Geschichte der Staatsidee 

I. Vorläufer des modernen Staates 

Der Begriff des Staates wird heute überwiegend auf den seit Beginn der Neu-
zeit aufkommenden modernen Staat beschränkt.1 Gleichwohl kann dieser 
nicht ohne Blick auf seine bis in die Gegenwart folgenreichen Vorläufer be-
trachtet werden, unabhängig davon, ob man diese in einem abzugrenzenden 
weiteren Sinne als Staaten anerkennen oder sie neutral als Gemeinwesen be-
zeichnen will. 

1. Frühe Herrschaftsformen 

Bereits frühe menschliche Verbände, die noch keine politische Organisation 
kannten und allein auf verwandtschaftlichen Beziehungen beruhten, wiesen 
eine von den biologischen Gegebenheiten geforderte innere Ordnung als 
Überlebensbedingung auf, die eine „natürliche Herrschaft" vermittelte.2 In 
ihr verband sich die Überlegenheit des Erfahreneren und Stärkeren mit der 
Notwendigkeit, Herausforderungen und Gefahren gemeinsam zu meistern. 
Verbindliche Regeln, aber auch die Herrschaft von Menschen über Menschen 
zeigen sich als Grunderfahrung menschlichen Zusammenlebens. 

Diese natürliche Erscheinungsform der Herrschaft verstetigte und verfe-
stigte sich im Laufe der Zeit aus sich heraus3 in Institutionen.4 Sie konzen-
trierte sich in Führungspersönlichkeiten und erstreckte sich als Folge des Be-
völkerungswachstums wie der Unterwerfung anderer Gruppen auf immer 

1 Grundlegend Brunner, Land und Herrschaft, S. 111 ff.; zuvor ähnlich Heller, Staatslehre, 
S. 125 ff.; siehe ferner Böckenförde, Geschichte der Rechts- und Staatsphilosophie, S. 4 ff.; 
Quaritsch, Staat und Souveränität, S. 26 ff. (zum Streit um den „Staat des Mittelalters"). 

2 Vgl. Drath, in: Evangelisches Staatslexikon, Band 2, Spalte 3308 f., Stichwort „Staat". 
3 Die Idee von Herrschaft an sich kann nur endogen, das heißt aus dem Inneren der Grup-

pe kommend, erläutert werden. Exogene Erklärungsmodelle, die eine von außen auferlegte 
Herrschaft von Eroberern über eine besiegte, noch herrschaftsfreie Urbevölkerung unterstel-
len, vermögen nicht zu deuten, wie die bei der siegreichen Gruppe notwendig vorauszusetzen-
de Herrschaftsorganisation entstanden sein könnte. 

4 Siehe Drath, in: Evangelisches Staatslexikon, Band 2, Spalte 3309 ff., Stichwort „Staat". 
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größere Einheiten. Begünstigend wirkten die Landnahme zum Zwecke des 
Ackerbaus, die eine Eigentumsordnung erforderlich machte, sowie die zu-
nehmende Arbeitsteilung, die Ungleichheiten nach sich ziehende Sonderin-
teressen und Abhängigkeiten schuf. Untrennbar hiermit verbunden entstan-
den die ersten archaischen Rechtsstrukturen. Diese Entwicklung gipfelte im 
frühen Königtum, dessen Mittelpunkt zunächst die vererblichen Güter „Haus 
und Hof" des Königs waren, die dem Erben einen Vorsprung vor anderen Be-
werbern um die Herrscherposition verschafften und so die Herrschaft in ei-
nem Geschlecht verfestigen halfen, was schließlich zum erblichen Königtum 
führte, das zu seiner Stärkung auch religiös untermauert wurde.5 

2. Die Antike 

a) Griechenland 

Anschließend an frühe Vorformen von Staatlichkeit in den altorientalischen, 
monarchisch strukturierten Hochkulturen6 erlangte die Idee des organisier-
ten Herrschaftsverbandes in der Polis7 der griechischen Antike, dem Ur-
sprungsort spezifisch „politischen" Denkens8, ihren ersten bis heute fortwir-
kenden kulturellen Höhepunkt. Ausgehend von der Erfahrung der Gemein-
schaftsgebundenheit des Menschen, die Aristoteles9 auf die gesellige Natur 
des Menschen (zoon politikon) zurückführte, der nur in der Gemeinschaft 
zur völligen Entfaltung seiner Persönlichkeit gelange, während Piaton10 die 
Vorteile der Arbeitsteilung als Triebfeder des gesellschaftlichen Zusammen-
schlusses sah, verstand sich die Polis als Personenverband, als Bürgergemein-
de einer Stadt, bei der das personale Element der Zugehörigkeit stark im Vor-
dergrund stand11. Ihre Existenz wurde vorausgesetzt12 und als der Gerechtig-

5 Drath, in: Evangelisches Staatslexikon, Band 2, Spalte 3311 f., Stichwort „Staat". 
6 Siehe Herzog, Staaten der Frühzeit. Erwähnt seien (ab ca. 3000 v. Chr.) die Reiche der 

Ägypter, Babylonier, Assyrer und Hethiter, sodann der Israeliten und später der Perser. Die 
fernöstlichen Frühreiche, namentlich der chinesische Staat (hierzu Herzog, S. 198 ff.), dürften 
wohl ohne grundlegenden Einfluß auf die abendländische Staatsentwicklung geblieben seien. 

7 Zur Polis, ihrer Staatslehre und Verfassung Bleicken, Die athenische Demokratie; 
Böckenförde, Geschichte der Rechts- und Staatsphilosophie, S. 13 ff.; Cassirer, Vom Mythus 
des Staates, S. 80 ff. (zu Piaton)-, G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 292 ff.; E. Meyer, Ein-
führung in die antike Staatskunde, S. 66 ff.; Oncken, Die Staatslehre des Aristoteles. 

8 Zur Entstehung des Politischen Böckenförde, Geschichte der Rechts- und Staatsphilo-
sophie, S. 24 ff. 

9 Aristoteles, Politik, Erstes Buch, 1253a: Der Mensch sei „von Natur aus ein staatsbezo-
genes Wesen". 

10 Piaton, Der Staat (Politeia), Zweites Buch, 11.-14. Kapitel, 369 ff. 
11 Siehe G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 129, S. 310 f.; E. Meyer, Einführung in die 

antike Staatskunde, S. 68 ff. 
12 Das Bestehen der Polis wurde zunächst weniger hinterfragt als göttlich erklärt. Vgl. 

noch den erfundenen Mythos bei Piaton, Der Staat, Drittes Buch, 21. Kapitel, 415. Aristoteles 
überwand die Zweifel der Sophisten, indem er den Staat nicht mehr religiös, sondern naturge-
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keit dienende Rechtsgemeinschaft gerechtfertigt 1 3 . Eine der abstrakten Idee 
des modernen Staates verwandte Vorstellung v o n Staatlichkeit hatte man noch 
nicht, zumal territoriales Denken fehlte und die Polis nicht als Rechtsgebilde 
gesehen, die Lehre v o m Staat damit noch nicht der Rechtswissenschaft zuge-
ordnet wurde 1 4 . Gef ragt w u r d e nicht vorrangig, was ein Staat ist, sondern 
vielmehr, wie er beschaffen sein soll . 1 5 Diese Suche nach der idealen 1 6 oder je-
denfalls verhältnismäßig besten 1 7 Staatsform stand im Mitte lpunkt des In-
teresses eines ganzheitlich verstandenen Personenverbandes, der zugleich 
staatliche wie religiöse Gemeinschaft war, aus diesem Grunde politische und 
ethische Fragen miteinander verband und deswegen den Staat auf die Gerech-
tigkeit, das Gute verpfl ichtete, die Erziehung seiner Bürger zur Tugend for-
derte und die sittliche Betätigung als höchste Bürgerpf l icht ansah. 1 8 Ein v o m 
Staate losgelöstes oder ihm entgegengesetztes gesellschaftliches Leben war 
dem Bewußtsein der Polis f remd 1 9 , was darin begründet sein mag, daß man 
den (freien2 0) Menschen zwar als an der Herrschaft tei lhabenden2 1 , sich (mit 
Aristoteles) im Gemeinwesen vol lendenden Bürger sah, aber seine Individua-
lität nicht als Gegensatz zum Staat empfand 2 2 und ihn noch nicht im moder-
nen Sinne als Person anerkannte2 3 , seine Freiheit also - in heutige Begrif f l ich-
keiten übersetzt - eher als „Freiheit im Staat" denn als „Freiheit v o m Staat" 
dachte24 . 

setzlich legitimierte. Aristoteles, Politik, Erstes Buch, 1252b: Der Staat existiert von Natur aus 
und um des guten Lebens willen; er ist (potentiell) sich selbst genügende societas perfecta. 

13 Aristoteles, Politik, Erstes Buch, 1253a: Die Gerechtigkeit sei staatsbezogen. Als Ent-
scheidung über das Gerechte bedeute das Recht die Ordnung der bürgerlichen Gemeinschaft. 

14 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 57; Heller, Staatslehre, S. 14; siehe auch Häfelin, 
Die Rechtspersönlichkeit des Staates, S. 5 ff. 

15 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 55. 
16 Vgl. das auf die Herrschaft der Gerechtigkeit abzielende Idealbild vom Philosophenkö-

nig bei Piaton, Der Staat, Fünftes Buch, 18. Kapitel, 473. Das Problem der Durchführbarkeit 
wird dabei nicht verkannt (472 f.). 

17 Siehe Piaton, Die Gesetze, Fünftes Buch, 739b-e, zum zweitbesten Staat (Herrschaft der 
Gesetze) sowie Aristoteles, Politik, Drittes Buch, 1279a ff., Viertes Buch, 1288b ff., 1295a ff., 
Siebtes und Achtes Buch, zur mittleren als der besten, das gute Leben anstrebenden Staatsver-
fassung. 

18 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 54, S. 300 ff. 
19 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 54. 
20 Ausgenommen waren Sklaven, Frauen und Fremde. 
21 Dies gilt vor allem für die athenische Demokratie, namentlich zur Zeit des Perikles. 
22 Siehe G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 292 ff. (307). 
23 Vgl. G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 311 f. 
24 Aristoteles, Politik, Drittes Buch, 1275a f., definiert den Bürger über die Teilhabe an der 

Herrschaft, den Staat als Gemeinschaft der Bürger, das heißt der Freien (vgl. 1279a). Personali-
tät, staatsferne Individualität und Gleichheit aller Menschen werden nicht erörtert. 
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b) Rom 

Das römische Reich 2 5 kannte bereits ein wei tgehend durchrational is iertes G e -

meinwesen, beruhend auf der civitas, der (Stadt-) Gemeinde der Vol lbürger, 

we lche die res publica trugen. 2 6 D e r Staat w u r d e ähnlich wie in der griechi-

schen Polis noch nicht als verselbständigte Idee oder gar als abstrakte Rechts-

persönl ichkei t gedacht 2 7 , sondern personal gedeutet und mit seinen Bürgern 

gleichgesetzt2 8 . Trotz der A u s d e h n u n g z u m Welt re ich verstanden die R ö m e r 

sich in erster Linie als Stadt- und nicht als Territorialstaat.2 9 Ebenso w i e bei 

den Gr iechen w u r d e n welt l iche und religiöse Fragen unt rennbar mite inander 

verbunden, der Staat w a r zugleich Kul tgemeinschaf t . 3 0 Kern f rage w a r auch in 

R o m jene nach der besten Staats form. 3 1 C i c e r o sah in der Gerecht igkei t sogar 

ein Begr i f f smerkmal des Gemeinwesens . 3 2 Ausschlaggebender Unterschied 

z u r Polis w a r die ausgeprägte Beamtenorganisat ion, die den höchsten Beam-

ten die Gesamthei t der Machtbefugnisse, das imper ium 3 3 , beließ.3 4 Im späte-

ren Kaiserreich konzent r ie r te sich diese Macht dann dauerhaf t in einer Per-

son. 3 5 Die Bedeutung der Staatsgenossen verr ingerte sich faktisch, aber auch 

25 Zum (namentlich durch Vermittlung des Polyhios griechisch geprägten) römischen Staat 
Böckenförde, Geschichte der Rechts- und Staatsphilosophie, S. 144 ff. (insbesondere zu Ci-
cero)', G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 312 ff.; E. Meyer, Einführung in die antike Staats-
kunde, S. 151 ff. 

26 Vgl. Cicero, Uber den Staat, Erstes Buch, 25 (39): Das Gemeinwesen (res publica) ist die 
Sache des Volkes (res populi). Damit werden Staat und Volk identifiziert. 

27 Häfelin, Die Rechtspersönlichkeit des Staates, S. 8 ff. 
28 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 129 f.; volles Bürgerrecht genoß nur der in die 

Stadtgemeinde Aufgenommene, der civis romanus. Seit 90 v. Chr. fielen hierunter die freien 
Einwohner Italiens, sodann auch entfernterer Gebiete. 

29 E. Meyer, Einführung in die antike Staatskunde, S.211. Formal beruhte die Unterwer-
fung eroberter Gebiete zumeist auf Bündnisverträgen mit rechtlich weiterhin selbständigen, 
aber von Rom abhängigen Staaten. Vgl. E. Meyer, S. 205 ff. 

30 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 312. 
31 Siehe Cicero, Uber den Staat, Erstes Buch, 20 (33). Theoretisches Ideal war im Anschluß 

an Polyhios eine aus Monarchie, Aristokratie und Volksherrschaft maßvoll gemischte Staats-
form; vgl. Cicero, 29 (45). Selbstbewußt fand man dieses Ideal im römischen Staat verwirk-
licht; Cicero, 21 (34). 

32 Cicero, Uber den Staat, Drittes Buch (nach Augustinus)'. Da res publica und res populi 
gleichgesetzt werden und weil nur eine auf der Grundlage des Rechts und gemeinsamer Inter-
essen vereinigte Menge ein Volk sei, diene das Gemeinwesen begrifflich der Gerechtigkeit. 
Ungerechte Herrschaft sei kein Gemeinwesen. (Kritisch Augustinus, Der Gottesstaat, XIX, 
21: Das heidnische Rom wäre demnach kein Staat!) Demgemäß erörtert Cicero in den weite-
ren Büchern seiner Staatslehre Fragen der Erziehung und der Tugend. 

33 E. Meyer, Einführung in die antike Staatskunde, S. 170. 
34 E. Meyer, Einführung in die antike Staatskunde, S. 163 ff.; auch wenn die römischen 

Bürger als populus romanus Träger des Staates waren, wurden dessen Angelegenheiten, die res 
publica, in die Hände (überwiegend adeliger) Oberbeamte gelegt. Die römische Republik war 
keine Demokratie. 

35 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 313. Der princeps galt aber gemäß der lex regia 
weiterhin als Repräsentant des Volkes. 
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- Zuordnung zum Willenssubjekt 

(Person) 19, 27, 30 f., 35, 40, 101, 107, 
210f . 

- Zurechnungsendpunkt aller Hoheits-
gewalt 68, 70 f. 

- Zuständigkeitsvermutung 103 
- siehe Volkssouveränität 
Sozialstaatlichkeit 42 f., 143, 239, 270 
Staat, Staatlichkeit 
- Abgrenzung vom Gemeinwesen 77 f. 
- Abgrenzung vom Verfassungsstaat 

60 ff. 
- Ableitung vom Individuum 21 ff., 

30 ff., 33 f., 37 f., 60 ff. 
- abstrakter Charakter 44, 64 f. 
- aufgabenneutraler Charakter der Staat-

lichkeit 148 ff., 240 f., 322 
- Bedeutung faktischer Macht 117 ff. 
- Begriff 18, 46 f., 79 f. 
- Beschränkung auf den modernen 

Staat 7 
- Bundesstaat 48 f., 144 ff., 240, 270 f. 
- drei Elemente 46 f., 49, 73 ff., 223 f. 
- Dualismus von Staat und Gesellschaft 

11, 25 f., 40 ff., 150 ff. 
- Einheit kraft Zurechnung 70, 90 f., 96, 

153 f. 
- Entscheidungs- und Wirkungseinheit 

52, 75, 94 ff. 
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- Friedensfunktion 18 ff., 21 ff., 36, 66 ff., 
99 

- Geschichte 7 ff. (18 ff.) 
- Geschichtlichkeit 4 f. 
- Gleichursprünglichkeit von Staat und 

Recht 87 f., 99 
- Globalisierung 165 ff., 204 ff. 
- Instrument der Demokratie 132 f., 241, 

281 (Fn .87) 
- Integrationsfunktion 51 f., 78 f. 
- Körperschaft 47, 93 
- offene Staatlichkeit 147 f., 352 ff. 
- Rechtspersönlichkeit 26, 27, 43 f., 47, 

89 ff. 
- rechtswissenschaftliche Perspektive 

2 f., 9, 17 
- Staatswille 9 5 f . , 2 1 9 f . 
- Ständestaat 28, 33 
- vereinfachender Modellcharakter der 

Darstellung 5 
- Verhältnis zum Recht 3, 23 f., 37f . , 

44 f., 46 f., 57 ff., 64 f., 87 f., 89 ff., 98 ff., 
225 f. 

- Volk als Staatsträger 71, 91 f. 
- zwei Seiten (soziologisch und rechtlich) 

46 f., 75, 94 ff., 101 ,223 f. 
- siehe Staatsaufgabe, -gebiet, -gewalt, 

-volk, -zweck 
Staatsaufgabe 61, 148 f f . , 240 f . 
Staatsbürger: siehe Demokratie, Staat, 

Staatsvolk 
Staatsgebiet 
- Element der Staatlichkeit 73 ff., 223 f. 
- Rechtszuordnungsgrenze 1 0 6 , 2 1 5 , 2 2 3 
Staatsgewalt 
- Element der Staatlichkeit 73 ff., 223 f. 
- Hoheitsgewalt 72 (mit Fn. 58) 
- Innehabung und Ausübung 19 f., 27, 

44, 71 ff., 221 
- Organisation, Verwaltung 28, 112 
Staatsvolk 
- Abgrenzung zur Nation 74 f., 137 ff. 
- Element der Staatlichkeit 73 ff., 223 f. 
Staatszweck 
- Allgemeinwohl 28 f., 34, 63 f. 
- Individuum 23, 33 f., 60 ff. 
- Rechtfertigung des Staates 40, 45 f., 

60 ff. 
- rechtsphilosophischer, nichtrechtlicher 

Charakter 62 
- Sicherheit 18 ff., 21 ff., 36, 67, 148 f. 

Subsidiarität 
- Bedeutung im Verfassungsstaat 155 ff. 
- Bedeutung im Verhältnis zu überstaat-

lichen Hoheitsträgern 320 ff. 
- Europarecht 329 ff. 
- freiheitschützende Zielrichtung 39 f., 

156 f., 321, 331 
- kompetenzschützende Zielrichtung 

157 ff., 320 ff., 331 f. 
- Subsidiarität als Interpretationshilfe 

324 f., 327 f., 336 f., 344 ff. 
- Subsidiarität als Kompetenzausübungs-

schranke 324, 326, 336, 339 ff. 
- Verbindung mit Demokratie 322 ff., 

332 ff. 
- Verfassungsrechtlicher Maßstab über-

staatlicher Einbindung? 354 f. 
- Völkerrecht 326 ff. 

überstaatliche Einbindung 
- aufgabenbezogener Charakter 182 ff., 

245 ff. 
- Ausgleich mit demokratischer Rück-

bindung 4, 315 ff. 
- Definition „überstaatlich" 1 (Fn. 4), 5 
- siehe Europarecht, Völkerrecht 
universitas christiana 11 ff. 

Vereinte Nationen 167 ff., 171, 186, 208 ff., 
256, 326 

Verfassung 
- europäische Verfassung 305 ff. 
- Geschichte 25 f., 33 ff., 3 9 , 4 4 f. 
- internationale Staatengemeinschaft 

197 ff. 
- politische Funktion des Verfassungs-

begriffs 3 3 , 8 8 , 1 9 9 , 3 1 0 
- Verbindung mit Staatlichkeit 34 f., 

44 f., 121 
verfassunggebende Gewalt des Volkes 
- Geschichte 32, 35 
- legitimierende, nichtrechtliche Funk-

tion 127, 134 
- verfassunggebende Gewalt in Europa? 

307 ff. 
Verfassungskonflikt, preußischer 44, 114, 

206 
Verfassungsstaat 
- Globalisierung 226 ff. 
- Grundprinzipien 120 ff. 
- Unterfall des modernen Staates 60 ff. 
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Völkerrecht 
- Demokratie 173 f., 228 ff. 
- Dualismus von staatlichem Recht und 

Völkerrecht 50, 108 ff., 187, 214 
- Geschichte 25, 49 f. 
- innerstaatlicher Rechtsanwendungs-

befehl 109 ff. 
- Irrelevanz innerstaatlichen Rechts 109, 

262 
- Konstitutionalisierung 197 ff. 
- Kooperationsvölkerrecht 165 ff. 
- Relativität (auch: fehlende Einheit) des 

Völkerrechts 115 ff., 190 f., 213 ff. 
- Sektoralisierung 183 f., 193 f., 214f. , 236 
- Souveränität 25, 49 f., 68 f., 108 ff., 205 ff. 
- Subsidiarität 326 ff. 
- ultra vires 117 
- Verhältnis zum Europarecht 256 f. 
Volkssouveränität 
- Abgrenzung zur Demokratie 134 f. 
- Betätigung als verfassunggebende 

Gewalt 134 

- europäische Verfassunggebung 307 ff. 
- Geschichte 30 ff., 43 
- legitimierende, nichtrechtliche Funk-

tion 133 ff. 
- Verbindung von Souveränität und 

Legitimität 31, 88,133 
- Vorgaben für das Demokratieprinzip 

135 ff. 

Währungsunion, europäische (EZB, 
ESZB) 179 f., 353 (Fn. 107) 

Weimarer Methoden- und Richtungsstreit 
51 ff. 

Wille 
- Gemeinwille 31, 3 7 f., 12 8 ff. 
- rechtserzeugende Funktion 80 ff., 96, 

188 ff., 219 f. 
- Staat als Willenssubjekt 40, 95 f., 101 
- Volk/Nation als Willenssubjekt 31 ,35 , 

128 ff., 137 ff. 
W T O 176,178 f., 180 ,181 ,183 f., 186, 

216,256, 304,326 
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